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SPD Niedersachsen
Kurzgehalten an der Leine
Gerhard Schr�ders F�hrungsstil verstimmt viele Genossen in Hannover / Von Jens Gl�sing

Hannover, im September 

Politische Journalisten in Hannover w�chsen allm�hlich in die Rolle von Theaterkritikern hinein, 
begr��te SPD-Sprecher G�nther Morell am vergangenen Wochenende die zum Landesparteitag der 
Sozialdemokraten angereiste Presse. Wenigstens der Humor ist den Genossen an der Leine noch nicht 
abhandengekommen. Dabei zeichnen sie f�r den vorerst letzten Akt in dem Possenst�ck 
verantwortlich, das seit einigen Wochen den nieders�chsischen Landtag beherrscht. Aus dem 
Bauernschwank um den widerborstigen Kurt Vajen war �ber Nacht eine Schmierenkom�die 
geworden, als der entnervte Oswald Hoch die B�hne betrat. Aus Verdru�, �ber seine Gifhorner 
Parteifreunde hatte der SPD- Abgeordnete just in dem Moment seinen Austritt aus der Partei erkl�rt, 
als die Sozialdemokraten nach dem Austritt Vajens aus der CDU ihre gro�e Chance gekommen sahen: 
Opposition und Regierungskoalition waren stimmengleich. SPD-Fraktionsf�hrer Gerhard Schr�der, 
der sich bereits als Regisseur w�hnte, fand sich �ber Nacht in der Rolle des betrogenen Helden 
wieder.

Das CDU-Publikum applaudierte dem �Hoch f�r Albrecht" schadenfroh, jenseits der Landesgrenzen 
sch�ttelte man nur noch den Kopf. Von �Schmuddelkindern" und �Dunkelm�nnern" war die Rede, 
vom Vertrauensverlust der B�rger in die- Politik und der Sumpflandschaft Niedersachsen.

Das wollten die Genossen nicht auf sich sitzenlassen. Auf dem Landesparteitag schl�ssen sie 
demonstrativ die Reihen hinter Gerhard Schr�der. Ohne gro�e Diskussion verabschiedeten sie ihre 
Kandidatenliste f�r die bevorstehenden Landtagswahlen, lauschten den Anmerkungen Willy Brandts 
zur deutschen Frage und entschwanden erleichtert ins Wochenende � der Tagesordnungspunkt 
�Aussprache" entfiel mangels Interesse. War was?

Nein, eigentlich war nichts. Die Aufregung um Oswald Hoch schrieb schlie�lich nur die 
Tragikom�die fort, die der Landtag in Hannover seit vielen Jahren auff�hrt. Unvergessen ist der 
legend�re CDU-Fraktionschef Bruno Brandes, der sich den Spitznamen �Greifvogel" zuzog, weil es 
ihm immer wieder gelang, Abgeordnete aus anderen Parteien mit dubiosen Mitteln in die eigenen 
Reihen zu lotsen und der CDU damit die Macht zu sichern. Unvergessen ist auch das �U-Boot" in der 
SPD-Fraktion, das Schr�ders Mi�trauensvotum gegen Ernst Albrecht im Dezember vergangenen 
Jahres so kl�glich scheitern lie�.

Wunde Stelle

Die traditionell knappen Mehrheitsverh�ltnisse in Niedersachsen bereiten den N�hrboden f�r derlei 
�berl�ufertum und Gemauschel hinter den Kulissen. F�r die CDU sind die unsicheren Kantonisten in 
der SPD aber auch ein Beweis f�r die mangelnde Loyalit�t der Abgeordneten zu ihrem 
Fraktionsf�hrer und f�r das Mi�trauen, das viele Genossen gegen Gerhard Schr�der hegen. 
Tats�chlich r�hrt sie damit an die wunde Stelle der Sozialdemokraten.



Denn Gerhard Schr�der wird von seinen Fraktionskollegen zwar geachtet, geliebt wird er nicht. 
Vielen gilt der ehemalige Juso-Vorsitzende als arrogant, sein gelegentlich r�der Umgangston hat ihm 
auch nicht nur Freunde gemacht. �Die Fraktion besteht aus 65 Leuten, denen man gelegentlich mal 
sagen mu�: Was ihr euch so vorstellt f�r euren Wahlkreis, geht nicht", sagt Schr�der. �Wenn man 
Landespolitik nicht als die Summe der W�nschbarkeiten aus den Wahlkreisen betrachtet, gibt es �ber 
Entscheidungen auch Konflikte." Er will die Landespolitik modernisieren, dazu m�sse man 
�ausgetretene Pfade verlassen". Effizienz und Professionalit�t sind zwei Vokabeln, die in seinen 
Reden immer wieder erscheinen. Der Ehrgeiz, in der Riege der �Enkel" Willy Brandts mit Bj�rn 
Engholm und Oskar Lafontaine Schritt halten zu k�nnen, zehrt an dem politischen Selfmademan 
Schr�der. Er ist ein Technokrat, ein Macher, dem vieles nicht schnell genug geht � und er wei�, da� 
es keine Alternative zu ihm gibt.

�Gerhard Schr�der stellt sich die Partei moderner vor, als sie ist", sagt Rolf Wernstedt, SPD-
Abgeordneter aus Hannover, der f�r ein Kabinett Schr�der als Kultusminister im Gespr�ch ist. Bei 
intscheidungsprozessen sage er �den ersten und den vierten Satz", die Schritte dazwischen verlange er 
den Abgeordneten zu schnell ab. �Bis zum Zeitpunkt der Entscheidung setze ich auf Dialog. Nach der 
Entscheidung gibt es aber immer noch Leute, die das nochmal hinund herwenden wollen. Das geht 
nicht", beschreibt Schr�der seinen F�hrungsstil. Dabei verletzt er gelegentlich, st��t auch 
Parteifreunde vor den iopf. Die Mehrheit in der Partei nimmt den rabiiten Umgangston Schr�ders hin. 
Von Widerstand gegen den Spitzenmann gar, von �b�rgerkriegsihnlicher Stimmung" bei den 
Sozialdemokraten, wie sie der aufgeregte Oswald Hoch im Landtag diagnostizierte, kann keine Rede 
sein. Im Gegenteil: Auf dem Parteitag pr�sentierte sich die SPD ds eine eher biedere, brave und sehr 
mittelm��ige Vereinigung. Fast scheint es, als k�nnten die Genossen noch nicht ganz glauben, da� sie 
eine reale Chance haben, Ernst Albrecht aus dem Sattel zu hieven. Schr�ders Rede zollten sie 
freundlich Beifall, doch erst als Gerhard Glogowski ans Mikrophon trat, kam ein wenig Stimmung 
auf. Der Oberb�rgermeister von Braunschweig, Innenminister im Schattenkabinett, attackierte in 
markigen Worten die Regierung Albrecht und verzichtete mf sozialdemokratische Selbstkritik � das 
war den Delegierten lieber als eine Nabelschau. Unbek�mmert und ein wenig lax ging es bisweilen 
auch bei der SPD im Landtag zu. Bei der Abstimmung �ber die Besetzung des Verfassungsschutz-
Ausschusses scherten gleich neun SPD-Abgeordnete aus der Fraktionsdisziplin aus. �Bei diesen 
knappen Mehrheitsverh�ltnissen mu�te man erstmal das Bewu�tsein schaffen, da� es auf jeden 
einzelnen ankommt", sagt Gerhard Schr�der. Weil die SPD Anfang der achtziger Jahre keine Chance 
zum Machtwechsel bei Wahlen gesehen habe, h�tten einige Abgeordnete ihre Parlamentsarbeit 
vernachl�ssigt und sich zu sehr auf kommunale Aufgaben konzentriert.

Suche nach Kandidaten

Und auf die Skandale: Vom �Celler Loch" bis zum Spielbankenskandal sei die SPD zu sehr auf eine 
m�gliche Chance zum Sturz der Regierung fixiert gewesen und habe dabei die Programmarbeit 
vernachl�ssigt, kritisiert ein nieders�chsisches SPD-Mitglied. Der im Juli verabschiedete Entwurf f�r 
ein Landeswahlprogramm hat ein laues Echo gefunden. Von einem Programmparteitag im Januar 
erhofft Schr�der sich lebendigere Diskussionen.

Seine Rede auf dem Landesparteitag ri� allerdings auch niemanden mit. Die Umweltkriminalit�t will 
Schr�der mit �mobilen Einsatzkommandos" bek�mpfen, der Kampf gegen den Drogenhandel soll ein 
Schwerpunkt seiner Regierungsarbeit werden. Als Wirtschaftsminister kann er sich �jemanden 
vorstellen, der erfolgreich ein mittelst�ndisches Unternehmen gef�hrt hat", bei der Suche nach 
geeigneten Kandidaten blickt er auch �ber die Landesgrenzen. Der Frauenanteil im Kabinett werde 
�gr��er als die Quote" sein, �aber ich werde nicht so weit gehen wie Walter Momper in Berlin".

manns politisches Denken und Handeln: �Politik und V�lkerpolitik ist heute in erster Linie 
Weltwirtschaftspolitik", erkl�rte er 1910 im Reichstag. Nach seinem modernen Politikverst�ndnis ist' 
Au�enpolitik nicht l�nger blo� traditionelle milit�rische Machtund B�ndnispolitik, sondern sie bezieht 
die �konomischen Grundlagen der internationalen Politik ein. Deutschlands Schicksal



h�ngt von der Weltwirtschaft ab, so sein st�ndig Je mehr sich bei den Siegern die Erkenntnis

wiederholter Fundamentalsatz, und deshalb konnte nur eine konsequente Weltmarktorientierung der 
deutschen Wirtschaft dem Reich seinen Platz unter den ersten Industrienationen sichern.

Sein Eintreten f�r eine liberale, expansionistische Handelspolitik brachte Stresemann in Gegensatz zu 
den Protektionisten der Schwerindustrie. Sie mi�billigten auch sein sozialpolitisches Engagement. 
Doch er wu�te, ein nach au�en starkes Deutschland brauchte �konomische Stabilit�t und sozialen 
Interessenausgleich. Er wollte die Arbeiterbewegung nicht ausgrenzen, vielmehr an den Staat 
heranf�hren. Ber�hrungs�ngste vor der Sozialdemokratie waren ihm von Anfang an fremd. Man mu� 
also nicht nach einer gro�en Wandlung in seinem Leben suchen, um zu verstehen, warum er sp�ter als 
Reichskanzler (1923) und langj�hriger Au�enminister mit seinen sozialdemokratischen 
Kabinettskollegen oft besser harmonierte als mit den b�rgerlichen Ministern.

Der �Kampf um den Weltmarkt" wurde freilich in den Vorkriegs j�hren mit harten Bandagen 
ausgetragen. Daher war es f�r Stresemann selbstverst�ndlich, da� der Anspruch auf den �Platz an der 
Sonne" notfalls auch mit milit�rischen Mitteln gewahrt werden mu�te. Als im August 1914 der 
Weltkrieg begann, zweifelte er keinen Augenblick, da� England diesen Krieg angestiftet hatte, um die 
l�stige deutsche Konkurrenz auszuschalten.

Das subjektiv ehrliche Gef�hl, Opfer eines �berfalls geworden zu sein, das Stresemann mit der 
Mehrheit seiner Landsleute teilte, lieferte ihm die sachliche und ethische Rechtfertigung daf�r, die 
deutschen Sicherheitsinteressen k�nftig so hochzuschrauben, da� f�r die anderen Staaten Europas 
kaum mehr als die Rolle eines Satelliten blieb. Das �gr��ere Deutschland der Zukunft", wie er sein 
Kriegszielprogramm euphemistisch nannte, sollte von Calais bis Riga reichen, ganz Belgien 
umspannen und durch ein riesiges afrikanisches Kolonialreich erg�nzt werden.

Stresemanns schrankenloser Annexionismus beruhte indessen nicht auf Eroberungslust oder 
alldeutschem Gr��enwahn, sonit*sytei r a-�'!!Wi*ta 'klingen mag;�in" einem Gef�hl 
�gi|�|g�chw�che. Denn aucji nach

Hier lag Deutschlands Chance f�r den Wiederaufstieg. Angesichts der gewaltigen wirtschaftlichen 
Nachkriegsprobleme und der bolschewistischen Bedrohung, so Stresemanns These, sa�en alle 
kapitalistischen Industriestaaten in einem Boot � Sieger wie Besiegte. Die wirtschaftliche 
Schw�chung Deutschlands widersprach auch den Interessen der Feinde von gestern. Ohne die 
deutsche Produktionsund Konsumkraft sei die Wiederherstellung einer stabilen Weltwirtschaft 
unm�glich. durchsetzte, da� der Versailler Vertrag aller wirtschaftlichen Vernunft Hohn sprach, desto 
mehr w�rden die Deutschen mit ihrer Forderung, die Friedensbedingungen zu revidieren, Geh�r 
finden. Allerdings vermochten die Sieger dieser Logik nicht bereitwillig zu folgen. Besonders Belgier 
und Franzosen bestanden unnachgiebig auf der Erf�llung ihrer Reparationsforderungen. Stresemanns 
revisionistischen Hoffnungen richteten sich denn auch in erster Linie auf die Vereinigten Staaten. Wie 
er prophezeit hatte, war Amerika als weltwirtschaftliche F�hrungsmacht aus dem Krieg 
hervorgegangen. Es verf�gte �ber nahezu unbegrenzte Ressourcen und Kapitalreserven, hatte den 
Versailler Vertrag nicht ratifiziert und war dringend daran interessiert, seine deutschen und 
europ�ischen M�rkte wiederzubeleben.

Wenn aber der Weg zum deutschen Wiederaufstieg �ber die wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
ehemaligen Kriegsgegner f�hrte, dann mu�te sich auch Deutschland zur Zusammenarbeit bereit 
zeigen; es konnte nicht ewig im heiligen Zorn �ber den �Weltbetrug" verharren. Schon wenige Mo-

In einer Ph�tonontage der Hugenberg-Presse wird Stresemanns Ausgleichspolitik

zahlung der franz�sischen Kriegsschulden bestanden und alle Ans�tze zu einer wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich argw�hnisch beobachteten.



Etwas ganz anderes war die deutsche Forderung nach Revision der Nachkriegsgrenzen, an der auch 
Stresemann unbeirrbar festhielt. Hier stie� sein Konzept, wirtschaftliche Mittel zu politischen 
Zwecken zu gebrauchen, unverkennbar an prinzipielle Schranken. Trotz seiner wiederholten Versuche 
lie� sich Belgien Eupen-Malmedy nicht abkaufen, und Polen war durch keinen wirtschaftlichen Druck 
zur R�ckgabe des Korridors zu bewegen.

Die Ver�nderung der europ�ischen Landkarte h�tte das europ�ische M�chtegleichgewicht ber�hrt, 
dessen Verschiebung zugunsten Deutschlands die Gro�m�chte noch nicht hinzunehmen bereit waren. 
Zwischen Revisionsverzicht und Revisionskrieg gab es keinen dritten Weg, wie Stresemann bis zu 
seinem Tode glaubte. Hier war Hitler zweifellos konsequenter, der seine territorialen Forderungen erst 
stellte, als er glaubhaft mit Krieg drohen konnte.

Wer jedoch Politik f�r die Kunst des M�glichen h�lt, h�tte bei n�chterner Betrachtung am Ende der 
��ra Stresemann" gleichwohl eine h�chst positive Bilanz ziehen m�ssen. Als Stresemann im August 
1923 die Leitung der deutschen Au�enpolitik �bernahm, war das Reich diplomatisch v�llig isoliert 
und am Rande des politischen und wirtschaftlichen Zusammenbruchs. Als er starb, waren das 
Ruhrgebiet ger�umt, die Gefahr neuer alliierter Sanktionen faktisch gebannt, Deutschland 
gleichberechtigtes Mitglied im V�lkerbund. Die Milit�rkontrollen geh�rten der Vergangenheit an, der 
Youngplan und die anschlie�ende Haager Konferenz brachten nicht nur erhebliche 
reparationspolitische Erleichterungen, sondern auch einen verbindlichen Termin f�r die R�umung des 
Rheinlands mit sich; f�r Stresemann der gr��te Erfolg seiner Laufbahn, den er freilich nicht mehr 
selber miterlebte!

Die n�chterne Betrachtung au�enpolitischer Fragen geh�rte allerdings nicht zu den hervorstechenden 
Merkmalen der Weimarer Republik. Erfolge der deutschen Au�enpolitik, die zuvor niemand f�r 
m�glich gehalten h�tte, wurden umgehend mit Fingerzeig auf unerf�llt gebliebene 
Maximalforderungen bagatellisiert, notwendige Kompromisse als Verzichtpolitik denunziert. Kein 
Wunder, da� Stresemann nach den zerm�rbenden Auseinandersetzungen der zur�ckliegenden Jahre 
am Ende seiner Kraft war.

Nach der Annahme des Youngplans lag ein au�enpoliti- �eradezu irT

eb�*�lft. Seiest im Regieruags- [<$� ert�nte der Ruf nach einer naerSig'"der au�enpolitischen 
Dynamik" immer lauter. Es ging darum, ob die auf weltwirtschaftliche Verflechtung und Integration 
in das europ�ische M�chtesystem gerichtete Revisionspolitik Stresemanns fortgesetzt oder ob eine die 
eingegangenen Bindungen allm�hlich abstreifende, st�rker milit�risch fundierte Politik der �freien 
Hand" an ihre Stelle treten sollte. Stresemann selber, das mu� festgehalten werden, hielt die 
M�glichkeiten der Locarnopolitik noch nicht f�r ausgesch�pft. Nach Abschlu� der Haager 
Verhandlungen, so schrieb er an Reichstagspr�sident Lobe, hoffe er, �frei und unabh�ngig von den 
ewigen K�mpfen um die Reparationsfrage und das besetzte Gebiet, eine gro�z�gigere 
Verst�ndigungspolitik in Zukunft zu treiben". Sein Tod enth�llte freilich, wie schwach die 
innenpolitischen Grundlagen seiner Politik gewesen waren. Mit dem �bergang von der gro�en 
Koalition zum Pr�sidialkabinett Br�ning ging nicht nur ein innenund verfassungspolitischer 
Umschwung einher, damit � nicht erst 1932/33 � begann auch die Abwendung vom System der 
kollektiven Sicherheit. Bezeichnend war, da� Stresemanns wichtigster Mitarbeiter im Ausw�rtigen 
Amt, Staatssekret�r von Schubert, seinen Posten verlor und eine neue F�hrungsgruppe mit Wilhelm 
von B�low, Ernst von Weizs�cker und Konstantin von Neurath einr�ckte, die der Politik des 
verstorbenen Au�enministers stets reserviert gegen�bergestanden hatte. 

Der Kurswechsel der deutschen Au�enpolitik war eine direkte Folge des innenpolitischen 
Umschwungs. Insofern hatte es mehr als nur symbolische Bedeutung, da� Name und Leistung Gustav 
Stresemanns im gemeinsamen Aufruf von Reichsregierung und Reichspr�sident zur 
Rheinlandr�umung im Juni 1930 mit keinem Wort erw�hnt wurden, obwohl niemandem mehr 
Verdienst daran zukam als ihm.



Die Trauer und Betroffenheit �ber den Tod des deutschen Au�enministers, die sich fast �berall in 
Europa und Nordamerika zeigte, galt einem Politiker, der alles andere als ein bequemer Partner 
gewesen war, dessen erkl�rtes Ziel der Wiederaufstieg Deutschlands zur gleichberechtigten, 
souver�nen Gro�macht war, der im Interesse dieses Ziels hart und bisweilen taktisch gerissen 
verhandelte. Aber Stresemann wurde als verl��licher Partner gesch�tzt, der Vereinbarungen einhielt 
und mit aller Entschlossenheit innenpolitisch durchsetzte. Der ihn auszeichnende Pragmatismus, seine 
Lernf�higkeit und seine Bereitschaft, sich in die Interessenlage anderer Nationen zu ( versetzen, waren 
d�nriges�te Qualit�ten unter den F�hrungseliten des Deutschen Reiches.

Trotz mancher verd�chtiger Sentenzen in vermeintlichen Schl�sseldokumenten wie dem 
�Kronprinzenbrief" berechtigt nichts zu der Unterstellung, Stresemann sei lediglich fr�h genug 
gestorben, um als Friedenspolitiker in die Geschichte einzugehen. Sowenig er vermutlich den Aufstieg 
Hitlers h�tte verhindern k�nnen, sowenig ist vorstellbar, da� er, wie andere b�rgerliche Politiker, sich 
jemals auf eine Zusammenarbeit mit den Nationalsozialisten eingelassen h�tte. Er habe sich dem 
kommenden Strafgericht entzogen, schrieb Joseph Goebbels halb triumphierend, halb bedauernd in 
sein Tagebuch, als die Nachricht vom Tode des verha�ten Au�enministers bekannt wurde. Diese 
Einsch�tzung d�rfte, so deprimierend es klingt, zutreffend gewesen sein.

wie auf die Verminderung sozialer Gegens�tze einschlie�lich der Vermehrung sozialer 
Aufstiegschancen, die sich im Rahmen der �Modernisierung" gerade auch w�hrend der NS-Zeit ergab 
und von Hitler � im Gegensatz zu den fr�heren Annahmen � mindestens intentional unterst�tzt

wurde.

Dennoch wird in dem Buch, weil der Verfasser sich fast nur auf das Selbstverst�ndnis Hitlers btr 
zieht, nicht deutlich, da� der Diktator bei aller Rationalit�t, die sein Denken und manche seiner 
Einzelma�nahmen kennzeichnet, von irrationalen Motivationen beherrscht war. F�r seine 
�Lebensraum"-Forderung stellte die �wirtschaftstheoretische" Begr�ndung letztlich nur eine 
Hilfskonstruktion dar. Hitlers innere Antriebe sind erkennbar zum Beispiel aus einem von Zitelmann 
beigebrachten Rede-Ausschnitt von 1928: 

�Wenn mir heute ein Prolet seine Meinung brutal sagt, habe ich die Hoffnung, da� die Brutalit�t eines 
Tages nach au�en gekehrt werden k�nnte. Wenn mir ein B�rgerlicher �ber�sthetisch seine Meinung 
entgegens�uselt, sehe ich, da� hier die Schwachheit und die Feigheit dazukommt ..."

Der Grund f�r die �Arbeiterfreundlichkeit" Hitlers hat demnach zumindest zu einem beachtlichen Teil 
in der Hoffnung gelegen, in der entsprechenden Bev�lkerungsgruppe, aufgrund welcher Vorurteile 
auch immer, �brutale" K�mpfer zu finden. Auch wenn etwa die Sozialpl�ne des Dritten Reiches, wie 
Zitelmann zu belegen versucht, keineswegs nur entworfen wurden, um die Bev�lkerung f�r die Kriege 
des Regimes zu gewinnen, sollte doch das Leitbild der �durch und durch wehrhaften Gesellschaft" 
beachtet werden, das be-

Themen der Zeit finden Sie heute auf Seite 54

stimmend f�r Hitler und gewi� f�r zahlreiche seiner Anh�nger gewesen ist. Auf ein so zu 
qualifizierendes Sozialmodell hat der Historiker Peter Longerich in einer sehr kritischen, aber 
bedenkenswerten Rezension des Erstlingswerkes von Zitelmann hingewiesen (DIE ZEIT vom 2. 
Oktober 1987). Obwohl die Mehrzahl der Kritiker Longerich nicht oder nur in Teilen gefolgt ist, hat 
sein Beitrag doch Wesentliches auch zu der � dennoch wichtigen und lesenswerten � Biographie zu 
sagen. 

Rainer Zitelmann: Adolf Hitler � Eine politische Biographie

Muster-Schmidt-Verlag, G�ttingen 1989 (Reihe Pers�nlichkeit und Geschichte, Bd. 22/23); 176 S., 
16,80 DM Hitler � Selbstverst�ndnis eines Revolution n�rs , Zweite �berarbeitete und erg�nzte 



Auflage; Klett Verlag, Stuttgart 1989; 603 S., 89- DM Amerika ist ein gutes Land, es bl�ht unter dem 
Segen Gottes, aber doch tr�gt es auch Dornen und Disteln." Und noch eins l��t der Arbeiter Johann 
Carl Wilhelm Pritzlaff aus Milwaukee in seinem Brief vom 23. April 1842 seine �herzlich vielgeliebte 
Mutter, Bruder und Schwester" im fernen Pommern wissen. �Es herrscht eine ziemliche Gleichheit 
unter den Menschen hier in Amerika. Die Hohen und Reichen sch�men sich nicht umzugehen mit den 
Armen und Niedrigen." Zwar gebe es auch in der neuen Heimat eine Obrigkeit, �sie ist aber keine 
herrschende, so wie bei Euch; sie straft das B�se und sucht das Wohl des Landes aufrecht zu 
erhalten". 

Sehr viel h�rter als der Pommer Pritzlaff geht der Farmer Franz Joseph L�wen, den es 1857 von der 
Mosel nach Detroit verschlagen hat, mit der alten Heimat ins Gericht: �... der Gedanke allein an 
preusische Obrigkeit erregt schon Zorn in mir, wie sollte es gehn, wenn ich m�sst des freien Lebens in 
Amerika gewohnt, preusischer Soldat sein, Mich von jedem komadieren lassen. Es w�rde gewiss das 
gr��te Ungl�ck f�r mich sein."

Die beiden stehen f�r unz�hlige namenlose deutsche Auswanderer, die seit dem 18. Jahrhundert in der 
Neuen Welt einen Ausweg aus materieller Not und aus politischer und religi�ser Bevormundung 
suchten. Allein sechs Millionen waren es zwischen 1830 und 1930, die das Wagnis eingingen, jenseits 
des Atlantiks neue Wurzeln zu schlagen. Die Vision vom menschenw�rdigen Leben in einer Welt der 
Gleichen und Freien erf�llte sich nicht f�r alle. Auch das Scheitern geh�rte zum Alltag vieler 
Auswanderer. 

Die Briefe aus Amerika dokumentieren beides: die lichten Tr�ume und das bittere Erwachen, 
bestandene und nicht bestandene �berlebensk�mpfe, Verzagen und Hoffen, schlie�lich die 
Ambivalenz der Gef�hle zur alten Heimat und zur neuen. In Millionen Auswandererbriefen, �ber 
Generationen hin, ist dies alles dokumentiert. Keine Statistik und kein Aktenst�ck hat solche 
Aussagekraft wie diese individuellen Zeugnisse, zumeist aus der Feder von Angeh�rigen der 
Unterund unteren Mittelschicht.

In langj�hriger Suche haben die Herausgeber 5000 Briefe zusammengetragen. Das ist kaum der Rede 
wert, gemessen an der Millionenzahl. Und dennoch sind die zwanzig zusammengestellten Briefserien 
typisch und damit wertvolle sozialhistorische Dokumente, zumal es ansonsten nur wenige pers�nliche 
Zeugnisse aus der deutschen Unterschicht des 19. Jahrhunderts gibt. �Insofern ist dieser Band", so 
schreiben die Herausgeber in ihrer Einf�hrung, �wiewohl in erster Linie mit Blick auf Auswanderung 
und Anpassung konzipiert, auch ein Beitrag zur Geschichte der .Sprachlosen', einer ,Geschichte von 
unten', einer ,Alltagsgeschichte'."

Allt�gliches dominiert in diesen Briefen: die Befindlichkeit der Familie diesseits und jenseits des 
Atlantiks, Nachrichten von Freunden aus der Nachbarschaft, Berichte �ber Krankheiten und 
Todesf�lle, �ber Arbeit und Verdienst, Kaufkraft, Preise und Freizeit. Immer wieder vergleichen die 
Briefschreiber ihre augenblicklichen Lebensbedingungen mit jenen in Deutschland, und nat�rlich wird 
dabei auch nicht die detailgenaue Beschreibung von Essen und Trinken und Kleiderordnung in 
Amerika vergessen.

# Fortsetzung von Seite 55 

Beispiel des neuen unternehmerischen Kapitalismus, ein Familienunternehmen, dem es gelang, 
au�erhalb der gro�en Konzerne und Gewerkschaften Italiens eine flexible, dezentralisierte Produktion 
mit einem zentralisierten Computer-Informationssystem zu verkn�pfen, das es ihm erm�glichte, 
schnell auf Marktver�nderungen und Geschmacksver�nderungen der Konsumenten zu reagieren und 
innerhalb eines Jahrzehnts 3000 Filialen und Lizenzfirmen zu gr�nden.

Die entscheidende Frage ist also nicht: Kapitalismus versus Sozialismus, sondern die F�higkeit 
demokratischer Systeme, ihre wirtschaftlichen Probleme zu bew�ltigen: Wachstum, Umweltschutz, 
Sozialleistungen f�r die Benachteiligten, aber auch Hilfe f�r die um ihre Existenz k�mpfenden 



L�nder, damit sie ihre Bewohner ern�hren und einen gangbaren Weg der Fortentwicklung finden 
k�nnen.

Das Problem heute sind nicht die veralteten ideologischen Kontroversen aus dem 19. Jahrhundert, 
sondern die gegens�tzlichen � zentripedalen und zentrifugalen � Str�mungen der immer enger 
verflochtenen Weltwirtschaft und der auseinanderstrebenden Nationalstaatspolitik. Vom historischen 
Aussichtspunkt betrachtet ist nicht die Konfrontation der Gro�m�chte das wichtigste Ereignis im 
letzten Viertel des 20. Jahrhunderts, sondern die gro�e Zahl von B�rgerkriegen, besonders im 
Mittleren Osten und in Afrika, sowie die Sprengkraft der ethnischen Rivalit�ten in der Sowjetunion, in 
Osteuropa, im Balkan und anderen L�ndern Europas, wo der Nationalismus hervorbricht und nach 
politischer Autonomie strebt.

Der Sozialismus im klassischen Sinne ist nicht gescheitert, denn er wurde niemals wirklich erprobt. Er 
bleibt, wie alle ethischen �berzeugungen, als Ideal, als Ma�stab des Denkbaren und des M�glichen 
gegen die Realit�t. Das war immer die Funktion der Utopie. Der Fehler war zu glauben, die Utopie 
k�nne vom Berg herabsteigen und menschliche Gestalt annehmen.

Das soziologische Problem heute ist die Schaffung von lebensf�higen Gemeinwesen, die den 
Menschen die Verf�gung �ber ihr eigenes Leben erm�glichen, in der Politik, am Arbeitsplatz, in der 
Gemeinde, kurz, eine Gesellschaft der B�rger, tolerant und pluralistisch,. Aber ist nicht auch das eine 
Utopie?

Aus dem Amerikanischen von Irmgard Leinen Was ist denn das: der Sozialismus? Die sch�nste 
Definition gab Camus: �Sozialismus ist: so lange auf dem nackten Boden schlafen, bis der Bruder ein 
Bett hat." 

Anders ausgedr�ckt: Sozialismus ist die t�tige Sorge daf�r, da� alle Menschen gleicherweise das 
materiell Lebensnotwendige haben und dazu unverzichtbar das menschenw�rdige Ma� an Freiheit. 
Kapitalismus ist das r�cksichtslose Bestehen einer kleinen Minderheit auf Privilegien an Landbesitz, 
Geld, Macht, auf Kosten der Schw�cheren.

Ich bekam dieser Tage einen Brief eines Israeli, der sich gr�ndlich befa�t hat mit meinen Gedanken 
zum Thema Sozialismus, wie ich sie 1972 dar-

Luise Rinser, Schriftstellerin, geboren 1911 in Pitzling (Oberbayern), lebt in Rom. Publikationsverbot 
unter den Nazis, 1944 verhaftet.

stellte in meinem Buch �Wie, wenn wir �rmer w�rden". Ich hatte dem Buch den Untertitel gegeben: 
�Von der Heimkehr des verlorenen Sohnes". Gemeint ist: die Umkehr vom ausbeuterischen 
Kapitalismus und Materialismus zum humanen Sozialismus, der aus dem Geist der Sympathie (des 
Mit-Leidens, der Liebe) geboren ist.

Ich gab dem Buch zum Vorwort einen Satz von Karl Marx, geschrieben genau hundert Jahre fr�her, 
1873: �Die widerspruchsvolle Bewegung der kapitalistischen Gesellschaft macht sich dem praktischen 
Bourgeois am schlagendsten f�hlbar in den Wechself�llen des periodischen Kreislaufes, den die 
moderne Industrie durchl�uft, und deren Gipfelpunkt: die allgemeine Krise. Sie ist wieder im 
Anmarsch, obgleich noch begriffen in den Vorstadien."

Der israelische Leser schrieb dazu, er habe die Entwicklung des Sozialismus, wie ich ihn in dem Buch 
darstellte, in den letzten Jahrzehnten spiegelgleich erlebt an der Entwicklung des Kibbuz, in dem er 
schon lange lebt. Zu Beginn der marxistisch-kommunistisch orientierten Kibbuz-Bewegung gab es 
keinerlei Privateigentum. Nicht einmal eigene Kleider besa� man: Man lieferte sie zur W�sche ab und 
bekam irgendwie passende andere. Die Kleiderkammer nannte man Kommune. Heute ist daraus eine 
normale W�scherei geworden, wo jeder seine eigenen Kleider abgibt und sauber wiederbekommt. Ob 
man sich (beispielsweise) eine Tasse Tee aufbr�hen d�rfe, war Thema von Grundsatzdebatten. Heute 



haben Kibbuz-Mitglieder ihre eigenen Stereoanlagen und Mikrowellenherde. Das Leben im Kibbuz 
glich sich allm�hlich dem kleinb�rgerlichen Leben au�erhalb an. Allerdings sind Produktionsmittel 
und Boden immer noch Allgemeinbesitz. Der sozialistische Staat selbst aber wurde praktisch zur 
Diktatur der �Falken". Martin Buber, bei dem ich 1962 war, f�rchtete schon damals diese 
Entwicklung. Er blieb dennoch der gro�en Utopie vom humanen Sozialismus treu. Freilich war sein 
Sozialismus religi�s fundiert und nicht marxistischmaterialistisch. Und das macht einen wesentlichen 
Unterschied.

Die Kibbuzim waren zu Beginn reiner Ur- Kommunismus. Man kann auch sagen: Sie waren die 
j�dische Form des Ur-Christentums. Es war der Versuch, die Utopie vom Gottesreich auf Erden zu 
verwirklichen durch den radikalen Sozialismus, jene Utopie, wie sie der Jude Jesus predigte und wie 
sie seine Anh�nger lebten, ehe das Christentum �Kirche" wurde; jene Utopie, die Franziskus und die 
Waldenser lebten und die B�hmischen Br�der und wie sie Proudhon, Tolstoi, Marx, Lenin, Mao, Kim 
II Sung als politischgesellschaftliche Form forderten.

Der Israeli schrieb, er habe am 1. Mai die roten Fahnen auf Halbmast imaginiert. Die aus der DDR 
fl�chtenden Deutschen geben ihm recht: Sie sind des diktierten, geistlos gewordenen �realen 
Sozialismus" uns�glich �berdr�ssig. Sie fliehen in den kapitalistischen Westen. So w�re denn 
erwiesen, da� die kapitalistische Gesellschaftsordnung die bessere ist?

Vor zwanzig Jahren war ich in den USA einer Arbeit wegen in einen Kreis reicher Leute geraten. Da 
wurde von einem Herrn X geredet und gefragt: �How much is he worth?" Die Antwort war nicht: Er 
ist t�chtig, zuverl�ssig, g�tig. Sondern: �Three millions." Ich begriff viel sp�ter, was damit gemeint 
war: Als man mir ein Album zeigte mit Photographien von College-Studenten neben jenen der 
M�nner, die aus den Studenten geworden waren, und unter jedem M�nner-Photo stand eine Zahl, etwa 
five millions, n�mlich Dollar. Das ist ein g�ltiger Ma�stab, der auch anzeigt, wie Gott die Reichen 
liebt und mit noch mehr Reichtum segnet. Die US-Reichen sind viel religi�ser als die Armen ... 

Ich habe nicht nur in L�ndern der Dritten

Welt, sondern auch in den USA, dem grunds�tzlich und typisch kapitalistischen reichen Land sehr viel 
Armut gesehen, und zwar bei jedem meiner Besuche mehr. In Washington, dem Regierungssitz, sah 
ich Reihen von Armen bei der Caritas um einen Napf Suppe anstehen. In Florida sah ich au�er den 
Traumvillen der Reichen am Strand die Slums im Hinterland, von deren Existenz kein Reicher wissen 
will. Ich sah in New York die vielen bag ladies und bag gentlemen, die alten Obdachlosen, die ihre 
ganze Habe in bags herumtragen und die von keiner Sozialversicherung vor dem Verhungern 
gesch�tzt sind. Der Herausgeber der black />eo/>/e-Luxuszeitschrift Ebony, ein Schwarzer, erkl�rte 
mir rundheraus, er sei sehr reich, und die Armen seien selber schuld an ihrer Armut; um aufzusteigen, 
m�sse man eben Ellbogen haben. Die kapitalistische Gesellschaftsordnung als die bessere? 

Aber es gibt doch kapitalistische L�nder, die sozialdemokratisch funktionieren, oder nicht? Schweden 
zum Beispiel, oder die BRD. Warum aber auch da Alkoholismus, Drogensucht, wachsende 
Kriminalit�t, Selbstmorde, psychische Krankheiten? Da stimmt doch auch etwas nicht. Und wie ist 
das, wenn die sozialistischen L�nder die gleichen Entartungserscheinungen haben wie die 
kapitalistischen? Geht es denn da noch um die Alternative Sozialismus � Kapitalismus? Man 
verweist heute auf das Experiment Ungarn und seinen humanen Sozialismus. Es ist vorauszusehen, 
da� mit dem gr��eren Angebot an Konsumg�tern und mit der gr��eren Marktfreiheit auch der 
Materialismus w�chst. Wie �berall. Wie immer. Bisher jedenfalls ging's so zu: Die reichen L�nder 
wurden immer reicher, die armen immer �rmer.

So w�re denn alles vergeblich gewesen, all die Opfer, die aktiv und passiv von jenen gebracht wurden, 
die der �roten Fahne" des Sozialismus folgten? So w�re also der Sozialismus wirklich am Ende?

Unser Denk-Irrtum: da� irgend etwas auf unsrer Erde endg�ltig erreicht werden k�nne. Alles Leben 
ist Wandlung. Was bleibt, ist eine gro�e Idee, der wir verschiedene Namen geben. Einer dieser Namen 



ist: Kommunismus; ein andrer: Reich Gottes auf Erden; ein andrer: Weltfrieden; ein andrer: 
Sozialismus. Gemeint ist immer dasselbe, n�mlich das Anstreben eines menschenw�rdigen Lebens f�r 
alle. Es gibt schlechthin nichts anderes, was dem Leben des einzelnen und dem der Menschheit Sinn 
gibt, als die gro�e Idee des �Sozialismus". Teilhard de Chardin (Jesuit, Anthropologe, Theologe) 
sprach von der amorisation, der �Durch-Liebung" der Erde (alles Seienden). Der radikale Reformer 
aus Nazareth sprach schlicht von der Liebe und meinte damit die tiefe Sympathie (das Mit-Leiden) 
aller f�r alle und f�r lernen m�ssen. Der Sozialismus ist unser Weg. Wer nicht mitgeht, wer nicht mit-
liebt, schlie�t sich aus von der Teilhabe an der H�herentwicklung der Menschheit. Die Politik der 
Zukunft wird eine sozialistische sein � oder es gibt keine Zukunft mehr. 

junkef, die ihre G�ter bestellten und beharrlich vergr��erten. Einige brachten es zu einem Platz im 
Parlament. Den gro�en Sprung aber schafft erst Robert Walpole. Als Vertreter der Whigs kommt er 
1721 an die Spitze der Regierung und wird Premierminister von George I. und George II. Walpole, 
zun�chst Lordschatzkanzler, tr�gt als erster den Titel Prime Minister, und er bleibt es l�nger als jeder 
andere, bis 1742, doppelt so lang wie (bisher) Margaret Thatcher.

Er ist ein geschickter Diplomat, scheut weder Korruption noch Kabalen, ein H�fling und ein 
Beherrscher des Hofes, der bei seinen Schachz�gen den K�nig und die K�nigin so virtuos einsetzt wie 
seine Springer und L�ufer im Parlament und daheim seine Bauern. Norfolk trickstet nennen ihn seine 
Gegner: Gauner aus Norfolk, Parven� aus der Provinz (auch er), der seinen Aufstieg mit einem 
Landschlo� kr�nt. Er ist unpopul�r wie alle, die wirklich Macht haben und sie gebrauchen, durchaus 
auch zu eigenem Vorteil. 

Indes tr�gt Walpole dazu bei, die alte Kluft zwischen Krone und Parlament zu �berbr�cken und eine 
neue �ra der Harmonie zwischen Exekutive und Legislative einzuleiten. Tats�chlich, schreibt der 
Oxforder Historiker Paul Langford, �ver�nderte Walpole sachte die Grundlagen der Hannoveraner 
Herrschaft. Die Politik des' Zwangs wich der des Konsensus". Statt Krieg zu f�hren, f�rdert er den 
Handel und sorgt f�r Stabilit�t im Inneren, Voraussetzungen f�r Britanniens Wohlstand und den 
Aufstieg zur Weltmacht.

Die^ffax Walppjiana . endet mit dem Sieg der Kriegspartei und Walpoles Sturz, 1742. Sir Robert zieht 
sich mit seiner Geliebten Mary Skerett und seinem j�ngsten Sohn Horace auf seine G�ter zur�ck, 
genie�t die Freuden der Jagd und der countryside, John Wootton malt das Bild, das Walpole von sich 
�berliefern will. Da steht der alte Parlamentsfuchs in der " Rolle des biederen Patrons, der Frieden und 
Wohlstand in barocker F�lle verk�rpert, steht da wie eine Eiche in Uniform: Hier bin ich Squire von 
Hougthon Hall, in London war ich nur Premierminister. Ist dieses Rollenportrait der letzte Trick des 
Norfolk trickster? Ein Mann im Einklang mit der Natur, vor allem mit seiner eigenen, nicht mehr im 
Machtkampf zwischen Krone und Parlament; die pastorale Attit�de eines landlords, der seinen 
P�chtern r�de das Dach �ber dem Kopf abri�, weil ihre H�tten seinem Park im Wege standen. Ebenso 
souver�n schuf er ihnen 1729 Ersatz, das Modelldorf New Hougthon; das steht nun Spalier entlang der 
Stra�e zum Schlo�. Die f�nfzig Einwohner zahlen wie eh und je ihre Miete an den Marquis von 
Cholmondeley. 

In der kleinen Kirche im Park von Hougthon Hall liegt der gro�e Mann begraben, zusammen mit 
seinem heute ber�hmteren Sohn, dem Schriftsteller Horace Walpole. Ich gehe hin�ber in die 
ehemalige Orangerie. Marschmusik t�nt mir entgegen. Hier toben noch immer die Schlachten von 
Waterloo und Balaklawa, im zierlichen Format der Zinnfiguren Lord Cholmondeleys, des jetzigen 
Besitzers. Eine der gr��ten Sammlungen in Europa, rund 22 000 Zinnfiguren. �Jede einzelne hat der 
Marquis selbst aufgestellt", versichert Mr. Baldwin, der Verwalter. Nebenan gibt es Tee. Erst 
Ha�skapelle, dann Turnhalle, jetzt tea room: So �ndern sich, auch darin, die Herrenh�user. 

Junker, die ihre G�ter bestellten und beharrlich vergr��erten. Einige brachten es zu einem Platz im 
Parlament. Den gro�en Sprung aber schafft erst Robert Walpole. Als Vertreter der Whigs kommt er 
1721 an die Spitze der Regierung und wird Premierminister von George I. und George II. Walpole, 



zun�chst Lordschatzkanzler, tr�gt als erster den Titel Prime Minister, und er bleibt es l�nger als jeder 
andere, bis 1742, doppelt so lang wie (bisher) Margaret Thatcher.

Er ist ein geschickter Diplomat, scheut weder Korruption noch Kabalen, ein H�fling und ein 
Beherrscher des Hofes, der bei seinen Schachz�gen den K�nig und die K�nigin so virtuos einsetzt wie 
seine Springer und L�ufer im Parlament und daheim seine Bauern. Norfolk trickster nennen ihn seine 
Gegner: Gauner aus Norfolk, Parven� aus der Provinz (auch er), der seinen Aufstieg mit einem 
Landschlo� kr�nt. Er ist unpopul�r wie alle, die wirklich Macht haben und sie gebrauchen, durchaus 
auch zu eigenem Vorteil. 

Indes tr�gt Walpole dazu bei, die alte Kluft zwischen Krone und Parlament zu �berbr�cken und eine 
neue �ra der Harmonie zwischen Exekutive und Legislative einzuleiten. Tats�chlich, schreibt der 
Oxforder Historiker Paul Langford, �ver�nderte Walpole sachte die Grundlagen der Hannoveraner 
Herrschaft. Die Politik des' Zwangs wich der des Konsensus". Statt Krieg zu f�hren, f�rdert er den 
Handel und sorgt f�r Stabilit�t im Inneren, Voraussetzungen f�r Britanniens Wohlstand und den 
Aufstieg zur Weltmacht. Die^.^jx Walp�liana endet mit dem Sieg der Kriegspartei und Wal-
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ehemalige Orangerie. Marschmusik t�nt mir entgegen. Hier toben noch immer die Schlachten von 
Waterloo und Balaklawa, im zierlichen Format der Zinnfiguren Lord Cholmondeleys,

des jetzigen Besitzers. Eine der gr��ten Sammlungen in Europa, rund 22 000 Zinnfiguren. �Jede 
einzelne hat der Marquis selbst aufgestellt", versichert Mr. Baldwin, der Verwalter. Nebenan gibt es 
Tee. Erst Hauskapelle, dann Turnhalle, jetzt tea room; So �ndern sich, auch darin, die Herrenh�user. 



http://www.zeit.de/1989/39/Offen-fuer-Koalitionen?page=all

Offen für Koalitionen
Pragmatisch ist Schr�der auch, was zuk�nftige Koalitionen betrifft. F�r ein B�ndnis mit den Gr�nen 
ist er offen, auch eine sozial-liberale Koalition kann er sich vorstellen. �Allerdings l��t sich die 
nieders�chsische FDP so sehr von der CDU umarmen, da� ein Zusammengehen mit ihr immer 
schwieriger erscheint", sagt SPD-Fraktionsgesch�ftsf�hrer Reinhard Scheibe. Die Gr�nen seien 
dagegen �zuverl�ssiger als woanders"; Eine Ampelkoalition tr�gt nach Ansicht Schr�ders dagegen 
nicht.

Unsicher ist weiterhin der Zeitpunkt der Wahlen. Die Sozialdemokraten rechnen mit einem Termin 
�irgendwann zwischen M�rz und Juni". Entscheidend ist vor allem, ob die Regierung Albrecht im 
November ihren Haushalt durchbringt. Gerhard Schr�der hat der CDU eine gemeinsame 
Verabschiedung des Etats angeboten, wenn Ernst Albrecht anschlie�end vorgezogenen Neuwahlen 
zustimmt. Doch die CDU setzt auf die fraktionslosen Abgeordneten Vajen und Hoch. Oswald Hoch 
hat zwar erkennen lassen, da� er bereit sei, mit der SPD zu stimmen. Doch die Sozialdemokraten 
w�nschen sich von ihrem Ex-Genossen nur noch eins: �Wenn er wirklich Anstand beweisen will,- soll 
er sein Mandat niederlegen/



http://www.deutschland-debatte.de/2009/12/11/schulgesetze-und-grundrechtsverletzungen-in-
deutschland-zum-tag-der-menschenrechte/

"Die niederländische Regierungskoalition ist an einem monatelangen Streit um den Afghanistan-
Einsatz zerbrochen. Das verkündete Ministerpräsident Jan Peter Balkenende. Die zweitgrößte 
Regierungspartei, die sozialdemokratische PvdA, ist gegen die von der NATO geforderte Ausweitung 
des Afghanistan-Mandats" -> http://www.stern.de/politik/ausland/streit-um-afghanistan-einsatz-
niederlaendische-regierungskoalition-geplatzt-
1545075.html#utm_source=standard&utm_medium=rssfeed&utm_campaign=politik

Schulgesetze und Grundrechtsverletzungen in Deutschland zum 
Tag der Menschenrechte
Die

Bürgerinitiative für Verfassungsschutz
veröffentlichte eine Pressemeldung, die die Deutschland-Debatte gern wiedergibt:

Pressemitteilung: Schulgesetze und Grundrechtsverletzungen in 
Deutschland zum Tag der Menschenrechte
Am 08.12.2009 um 09.30h vermeldete die Bildzeitung online, dass die Schülerin Sandy B. in Halle an 
der Saale seit dem 07.12.2009 wegen Verstoßes gegen das Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in 
der JVA Halle an der Saale ihren gerichtlich angeordneten Jugendarrest verbüßt. Es ist anzunehmen, 
dass die Schülerin derzeit in der JVA Halle I untergebracht ist. 

Das Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt besitzt keine dem entsprechende Strafvorschrift und ist 
darüber hinaus ungültig, denn es verstößt gegen die zwingende grundgesetzliche Gültigkeitsvorschrift 
gemäß

Artikel 19 Abs. 1 GG
Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. 
Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen.

Einfache Gesetze, die gegen das sog. Zitiergebot verstoßen sind ungültig, alle damit in Verbindung 
stehenden Verwaltungsakte und Gerichtsentscheidungen sind nichtig.

Diese Informationen wurde nach Bekanntwerden am 08.12.2009 der in Halle zuständigen 
Polizeidienststelle sowie der JVA Halle I und am 09.12.2009 dem Amtsgericht Halle mitgeteilt, mit 
der Forderung nach Feststellung und sofortiger Freilassung der unrechtmäßig verurteilten und 
inhaftierten minderjährigen Person. Weder die Anstaltsleitung, noch das Schließerpersonal und die 
Beamten der Polizeidienststelle Halle-Süd, geschweige denn der zuständige Eilrichter vom 
Amtsgericht Halle sind ihrer grundgesetzlichen Verpflichtung gemäß Artikel 1 Abs. 3 GG i.V.m. 
Artikel 1 Abs. 2 GG nachgekommen. Weder hat die Polizei Anstalten einer Befreiung unternommen, 
noch haben der Eilrichter sowie das Justizpersonal der JVA Halle I die sofortige Freilassung 
veranlasst.



Der Forderung nach Aufklärung wurde am 09.12.2009 durch den Pressesprecher des AG Halle, 
Richter Budtge, nicht entsprochen, im Gegenteil wurde diese Mitteilung als persönliche Meinung 
bewertet, ohne jeden Hinweis auf eine gebotene Weiterleitung vom Amts wegen an den zuständigen 
Richter. Gemäß Artikel 103 Abs. 1 GG hat jedermann vor Gericht das Recht auf rechtliches Gehör. 
Eine Ablehnung des Grundrechts auf rechtliches Gehörs, weil ein Richter der Meinung ist, dass sei 
eine bloße Meinungsäußerung, welche keiner Prüfung bedürfe, ist im Jahre 60 des Inkrafttretens des 
Grundgesetzes nicht akzeptabel.

Zum Tag der Menschenrechte ein Eklat sondergleichen. Wird heute durch Politiker und Medien 
gleichlautend die Lage der Menschenrechte im Iran, China, Uganda usw. kritisiert, bleiben die 
gleichen Personen stumm hinsichtlich der Tatsache, dass eine 16jährige wegen Schulschwänzens zu 
Freiheitsentzug verurteilt wird, ohne dass das Schulgesetz Sachsen-Anhalt dafür eine gesetzliche 
Grundlage hergeben würde, bzw. aufgrund des Verstoßes gegen eine zwingende 
Gültigkeitsvoraussetzung für Grundrechte einschränkende Gesetze seit dem Tage der Verkündung 
ungültig ist. Verstöße gegen einfache Gesetze werden ohne gesetzliche Grundlage geahndet, während 
fortdauernde Verstöße gegen das Grundgesetz stillschweigend geduldet und entsprechende Hinweise 
von den Verantwortlichen ignoriert werden.

Gegen die Verantwortlichen wurde von Seiten des Mitgliedes der BI für Verfassungsschutz, Herrn 
Oswald Hoch, Mitglied des nds. Landtages der 7. bis 11. Legislaturperiode, Strafanzeige erstattet, 
wegen Rechtsbeugung, Freiheitsberaubung, Verfolgung Unschuldiger und Vollstreckung gegen 
Unschuldige, sowie Beihilfe in Tateinheit mit unterlassener Hilfeleistung.

Politisch zuständig für das Zustandekommen des offensichtlich seit Jahren ungültigen Schulgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt sind der Landtag des Landes Sachsen-Anhalt als Gesetzgebungsorgan, 
sowie der Ministerpräsident, der Justizminister, der Innenminister, als auch das zuständige 
Ressortministerium für Schule und Bildung.

[1] http://verfassungsschutz.files.wordpress.com/2009/12/bild_schulschwaenzerin_sandy.pdf
[2] http://verfassungsschutz.files.wordpress.com/2009/12/pressemitteilung-schulgesetze-und-
grundrechtsverletzungen-in-deutschland-zum-tag-der-menschenrechte.pdf
[3] http://verfassungsschutz.files.wordpress.com/2009/12/statusreport-schulgesetze-und-zitiergebot-
printable.pdf



http://www.deutschland-debatte.de/2009/12/11/schulgesetze-und-grundrechtsverletzungen-in-
deutschland-zum-tag-der-menschenrechte/

"Die niederländische Regierungskoalition ist an einem monatelangen Streit um den Afghanistan-
Einsatz zerbrochen. Das verkündete Ministerpräsident Jan Peter Balkenende. Die zweitgrößte 
Regierungspartei, die sozialdemokratische PvdA, ist gegen die von der NATO geforderte Ausweitung 
des Afghanistan-Mandats" -> http://www.stern.de/politik/ausland/streit-um-afghanistan-einsatz-
niederlaendische-regierungskoalition-geplatzt-
1545075.html#utm_source=standard&utm_medium=rssfeed&utm_campaign=politik

http://verfassungsschutz.wordpress.com/



http://fdpbundestagsfraktion.wordpress.com/2008/12/08/60-jahre-allgemeine-erklarung-der-
menschenrechte-ein-anlass-zur-freude/

60 Jahre Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: Ein 
Anlass zur Freude

8. Dezember 2008 · 5 Kommentare

Als Menschenrechtspolitiker spielt der diesjährige 10. Dezember für mich eine besonders wichtige 
Rolle, denn er markiert den 60. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Es muss 
ein bewegender Moment gewesen sein, als am 10. Dezember 1948 die Vertreter der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
beschlossen. Sie ist ein wichtiger Meilenstein der zivilisatorischen Entwicklung. Dank ihr und den 
UN-Menschenrechtspakten kann sich heute jeder Mensch auf fundamentale, unveräußerliche Rechte 
berufen. Die Menschenrechte gelten universell. Überall. 

Florian Toncar

Wir Liberale freuen uns darüber ganz besonders, denn wie die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte stellt auch der Liberalismus die Freiheit des Individuums in den Mittelpunkt. Daher 
haben sich Liberale von Anbeginn für die Menschenrechte eingesetzt. Sie sind der Kern des 
Liberalismus.

Das Bekenntnis der Staatengemeinschaft zur Universalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte hat 
viele Fortschritte der letzten sechs Jahrzehnte erst ermöglicht. Dazu zählen die Dekolonisierung, das 
Ende des Sozialismus und die Verbreitung von Demokratie in vielen Teilen der Welt. Schon allein 
deshalb ist dieses 60. Jubiläum Anlass zu großer Freude.

Doch wo Licht, da auch Schatten: die Gewalt im Osten des Kongo oder die Unterdrückung von 
Menschen durch autoritäre Regimes wie Kuba oder Nordkorea führen uns vor Augen, dass 
mancherorts bei der Verwirklichung der Menschenrechte noch ein weiter Weg vor uns liegt. Aus 
meiner Perspektive lautet die menschenrechtliche Schlüsselfrage unserer Zeit, wie der Westen 
autoritären, jedoch wirtschaftlich erfolgreichen Staaten begegnen sollte. Russland und China sind nur 
zwei Beispiele. Insbesondere unsere Abhängigkeit von Rohstoffimporten aus Staaten wie Iran, Saudi 
Arabien oder Turkmenistan engt unseren politischen Handlungsspielraum stark ein. Hier muss 



Deutschland gemeinsam mit den europ�ischen Partnern neue Antworten finden. In den USA hat der 
neu gew�hlte Pr�sident Barack Obama bereits angek�ndigt, auch vor diesem Hintergrund die 
�limporte aus dem Mittleren Osten deutlich zu reduzieren. 

Nur wenn sich der Westen in der Menschenrechtspolitik neue Optionen schafft, wird es m�glich sein, 
f�r alle das Versprechen der Allgemeinen Erkl�rung der Menschenrechte einzul�sen, die mit den 
Worten beginnt: �Alle Menschen sind frei und gleich an W�rde und Rechten geboren.�

Ihr Florian Toncar

Kategorien: Florian Toncar � Internationale Politik � Menschenrechte
Mit Tag(s) versehen: 10.Dezember 1948, 60. Jahrestag der Allgemeinen Erkl�rung der 
Menschenrechte, Menschenrechte

5 Antworten bis hierher �

�

Traudl Hopp // 11. Dezember 2008 um 9:19 am

Die FDP � in Form des nieders�chsischen Wirtschaftsministers Hirche hat mit der 
Bundestagsdrucksache 16/521 �ber den Bundesrat einen Gesetzentwurf in den Bundestag ein 
gebracht.
Mit der dort vorgesehenen �nderung des Schwarzarbeitsgesetzes soll den f�r die Verfolgung 
von handwerksrechtlichen Verst��en zust�ndigen Ordnungsbeh�rden das Recht zum Betreten 
von Wohnungen und Pr�fungen in den selben einger�umt werden, um wegen m�glicher 
Verst��e gegen den Meisterzwang zu ermitteln. Bei den Betretungs- und Pr�frechten handelt 
es sich um das Recht zum Durchsuchen ohne richterlichen Durchsuchungsbeschluss. Als 
Zielsetzung f�r diese Gesetzes�nderung wird angegeben: 

�Handwerks- und gewerberechtliche Verst��e nach dem Schwarzarbeitsgesetz sch�digen 
gesetzestreue Unternehmer sowie Arbeitnehmer und f�hren zu ungleichen 
Wettbewerbsbedingungen. Der Schutz von Handwerk und Gewerbe vor rechtswidrig 
arbeitender Konkurrenz wird als au�erordentlich wichtig erachtet.�

In der Zielsetzung des FDP Ministers kommt also deutlich zum Ausdruck, dass es bei der 
Durchsetzung des Meisterzwangs darauf ankommt, das Handwerk vor Konkurrenz ohne 
Eintragung in die Handwerksrolle zu sch�tzen.

Da bin ich zweimal entt�uscht von der FDP:
Menschenrechte gilt es auch in Deutschland zu sch�tzen. Den Richtervorbehalt bei 
(faktischen) Hausdurchsuchungen (in Verdachtsf�llen von ORDNUNGSWIDRIGKEITEN!!) 
abschaffen zu wollen steht im krassen Widerspruch zu Ihrem BlogArtikel, Zitat: 

�Wir Liberale freuen uns dar�ber ganz besonders, denn wie die Allgemeine Erkl�rung der 
Menschenrechte stellt auch der Liberalismus die Freiheit des Individuums in den Mittelpunkt. 
�

Gesetzesmacht einseitig im Sinne der Interessen einzelner Gruppen � hier des verkammerten 
Handwerks einzusetzen ist nicht liberal, st�rkt nicht die Freiheit, sondern ist zumindest 
moralisch verwerflich.
Auch hier sehe ich einen Widerspruch zu Ihrem Artikel, Zitat: �Nur wenn sich der Westen in 
der Menschenrechtspolitik neue Optionen schafft, wird es m�glich sein, f�r alle das 



Versprechen der Allgemeinen Erkl�rung der Menschenrechte einzul�sen, die mit den Worten 
beginnt: �Alle Menschen sind frei und gleich an W�rde und Rechten geboren.�

K�nnen Sie diesen Widerspruch aufl�sen?
Was werden Sie in der noch verbleibenden Zeit der Legistraturperiode unternehmen, um den 
Rechten meisterfreier Unternehmer zu Ihrem Recht zu verhelfen
Welche Schl�sse ziehen Sie f�r Ihre aktuelle pers�nliche Arbeit in Parlament und Land daraus, 
das das Bundesverfassungsgericht binnen 14 Monaten 21 mal Hausdurchsuchungen bei 
Handwerkern ohne Meisterbrief f�r Verfassungswidrig erkl�rte?
Und was nutzt es, wie schreiben: �Dank ihr und den UN-Menschenrechtspakten kann sich 
heute jeder Mensch auf fundamentale, unver�u�erliche Rechte berufen.� � wenn die 
Durchsuchungen weitergehen und wenn eine liberale Partei nicht daran r�ttelt?
Werden Sie mir antworten, Herr Toncar?

Mit freundlichen Gr��en
Traudl Hopp, D�sseldorf

�

Helmut Samjeske // 24. Dezember 2008 um 7:47 am

Guten Tag Frau Hopp!

Herr Hirche verst��t gegen Art. 13 GG. Herr Hirche ist Minister! Ein Minister ist auf das GG 
vereidigt. Ein Minister der gegen das Grundgesetz verst��t ist ein Verfassungsfeind. Das 
BVerfG hat zu Amtstr�gern, die gegen die Verfassung versto�en eine ganz klare Feststellung 
getroffen. Die m�ssen aus dem Amt entfernt werden. 

Es ist immer wundersch�n, wie unsere Politik in die Ferne schweift, anstelle vor der eigenen 
Haust�r zu kehren. Der FdP st�nde es gut, wenn diese sehr vehemment die Grundrechte und 
deren zwingende Folgen im Wahlkampf nach vorne tragen w�rde und ihre Mannschaft auf die 
Verwirklichung der Grundrechte hinarbeiten w�rde. Das w�re f�r Deutschland � nicht f�r 
Afrika etc. eine Revolution. Das w�rde Stimmen bringen. Die FdP setzt den Rechtsstaat durch! 

Das geht aber nicht mit Leuten, die den Richtervorbehalt kippen wollen. 

M.f.G.
Helmut Samjeske

�

Burkhard Lenniger // 24. Dezember 2008 um 9:03 am

Herr Tonca schrieb:

�Doch wo Licht, da auch Schatten: die Gewalt im Osten des Kongo oder die Unterdr�ckung 
von Menschen durch autorit�re Regimes wie Kuba oder Nordkorea f�hren uns vor Augen, dass 
mancherorts bei der Verwirklichung der Menschenrechte noch ein weiter Weg vor uns liegt.�

Ich empfehle Herrn Toncar sich mit der Website �steuern + grundrechte.blog�, der 
Dokumentation einer Existenzvernichtung eines anerkannten K�nstlers von Staats wegen, sehr 
sorgf�ltig und intensiv zu befassen und zwar unter dem Aspekt, dass das Grundgesetz der 



Bundesrepublik Deutschland die rangh�chste Rechtsnorm in diesem Lande ist und die darin 
verankerten Grundrechte gleichzeitig Abwehrrechte des B�rgers gegen den Staat und seine 
Institutionen sind. Nach Art. 1.3 GG sind der Gesetzgeber, die vollziehende Gewalt und die 
Gerichte an die Grundrechte als unmittelbar geltendes Recht gebunden. Art. 20.3 GG zwingt 
vollziehende Gewalt und Gerichte an Gesetz und Recht. So verbreitet es jedenfalls gerne der 
Bundespr�sident schriftlich, wenn er gefragt wird.

In Niedersachsen ist es der stellvertretende Ministerpr�sident und Wirtschaftsminister der 
FDP, Walter Hirche, der seit Jahren zusieht, wie in Niedersachsen mit seinem Wissen aber 
auch dem Wissen des Ministerpr�sidenten und mit ausdr�cklicher Billigung des nds. 
Finanzministers ( ein aufgefundener Brief l�sst diesen Schluss zu ) der anerkannte 
freischaffende filmschaffende K�nstler Burkhard Lenniger systematisch seiner Grundrechte 
beraubt und von der nds. Finanzverwaltung gepl�ndert wird. Angeblich hindert den 
Wirtschaftsminister die Gesch�ftsordnung der nds. Landesregierung am Einschreiten. Herr 
Hirche stellt der Einfachheit halber eine Gesch�ftsordung �ber geltendes V�lkerrecht, die 
Menschenrechte sowie das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland. Was mag der Mann 
nur f�r einen Amtseid geschworen haben, denn in der nds. Landesverfassung hei�t es im Art. 
31 w�rtlich:

�Ich schwoere, dass ich meine Kraft dem Volke und dem Lande widmen, das Grundgesetz fuer 
die Bundesrepublik Deutschland und die Niedersaechsische Verfassung sowie die Gesetze 
wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfuellen und Gerechtigkeit gegenueber 
allen Menschen ueben werde.�

In diesem Sinne frohe Weihnachten 2008.

Burkhard Lenniger

�

Oswald Hoch, ehemaliger MdL // 30. Dezember 2008 um 4:44 am

Hallo liebe Frau Hopp,
lieber Herr Toncar,

was sagen Sie zu den Ausf�hrungen der Herrn Samjeski und Herrn Lenniger!?
Wann m�ssen wir Deutschland verlassen? Die Finanz�mter treten das GG t�glich mit F�ssen! 
Die Umsatzsteuer wird rechtswidrig eingetrieben, die Einkommenssteuer nach Festlegungen 
von 1934 erhoben, die Staatssekret�rin aus dem Finanzministerium kann vor dem Bundestag 
die AO der Verfassung gleich setzen! Des Koaliations-zwangs wegen muss Walter Hirche sich 
dem ver-fassungswidrigen Treiben des Nieders. Finanz-ministers M�llring unterordnen! Ich 
habe meiner Mutter bei der Rettung von hunderten von Juden bei ihrer Flucht geholfen! Sind 
wie wieder soweit, dass aufrechte Menschen dieses Land verlassen?
Wo bleibt die Anklage der FDP? Die faschistoiden Methoden der FA ist nur zu entkommen, 
wenn ein der Verfassung gem�sses Steuerrecht geschaffen wird!!! Wieso merkt Ihr das nicht!!!

Herzliche Gr�sse und viel Erfolg 2009!!!
Oswald Hoch ( W.Hirche, M.Hildebrandt, und MdB D�ring kennen mich)

�

Traudl Hopp // 22. Januar 2009 um 11:04 am



Hallo Herr Hoch,

ich bin den Diskussionen nur oberfl�chlich gefolgt.
Das Land verlassen? � Das ist nicht in meinem Werkzeugkasten vorhanden. Das Land geh�rt 
gestaltet. Nur weil die FDP (beispielsweise�) dabei an den Grundrechten nahezu t�glich 
versagt, verliere ich nicht die Hoffnung und Energie, dass politischer Einsatz sich lohnt. Die 
FDP ist zwar �berfl�ssig, sie wird es aber weiter geben. Das mir Abgeordnete auf Fragen nicht 
antworten oder �irrt�mlich� Antworten auf andere Fragenkomplexe geben, zeigt mir, dass 
diese Menschen dort weg m�ssen. Wohl gemerkt: Es sind Menschen �wegmachen� heisst 
nicht jemanden zu schaden oder zu vernichten. Aber die Positionen und �mter die sie inne 
haben m�ssen sie r�umen. In die Richtung will ich wirken. Nicht in eine Richtung, die mich 
ausser Landes bringt.

Das ist zwar schwer und unbezahlte Arbeit. Aber es geht um grunds�tzliches. Es kann nicht 
sein, dass diese Damen und Herren bei google, im ZDF und in der BILD immer mit Einsatz 
f�r die Menschenrechte gefunden werden, w�hrend sie doch eigentlich dazu beitragen diese 
Grundrechte mit F�ssen und mit Missachtung zu treten!
Es ist ein langer Prozess dass zu �ndern, aber es lohnt sich.
Heuchelei war gestern und ist Heute. Es wird eine Zukunft ohne Toncar und andere geben. 
Statt derer werden wieder Mandatstr�ger auftreten, die sich den Diskussionen, den Fragen 
stellen.

(nochmal: diese S�tze sind nicht im Sinne der Forderung nach Vernichtung zu lesen!)

Traudl Hopp

http://fdpbundestagsfraktion.wordpress.com/2008/11/28/gez-gebuhren-fur-pcs-ad-acta-legen/

GEZ-Gebühren für PCs ad acta legen!

28. November 2008 · 2 Kommentare

Die �ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten Deutschlands verbreiten Rundfunk auch �ber das 
Internet. Das ist im Prinzip ja auch gut so. Sie verlangen daf�r allerdings auch von allen Internet-
Usern Geb�hren. Dies geschieht im Namen der grundgesetzlich gesch�tzten Rundfunkfreiheit und 
bedeutet in der Konsequenz, dass insgesamt mehr Geb�hren gezahlt werden m�ssen.

Denn seit dem 1. Januar 2007 gilt, dass alle Computer mit Internetanschluss, Mobiltelefone und 
sonstige sogenannte �neuartige Rundfunkempfangsger�te� rundfunkgeb�hrenpflichtig sind. Der 
allseits beliebten Geb�hreneinzugszentrale (GEZ) schwemmte diese gesetzliche Regelung im Jahr 
2007 rund vier Millionen Euro an zus�tzlichen Geb�hren in die Kasse.

Diese Form der �Internetsteuer� traf vor allem selbst�ndige Unternehmer, Handwerker und 
Freiberufler, die mehrmals Rundfunkgeb�hren zahlen m�ssen � etwa f�r das Privathaus, die 
Zweitwohnung, die Werkstatt und das beruflich genutzte Auto � und nun eben auch noch f�r den PC. 
Sie trifft aber auch Privathaushalte, die sich bewusst gegen den Konsum von Rundfunk entschieden 
hatten, keinen Fernseher und kein Radio besitzen und aus diesem Grund eben auch keine 



Rundfunkgeb�hren zahlen wollen. Doch allein der Besitz eines PC brachte einem nun schon die GEZ 
ins Haus.

Die Rechtm��igkeit dieser Einschr�nkung der pers�nlichen und auch beruflichen Entfaltung wird aber 
zunehmend angezweifelt, wie aktuell ein Gerichtsurteil aus Wiesbaden zu meiner gro�en Freude 
darlegt. Die Richter des Verwaltungsgerichtes kamen n�mlich zu dem Schluss, dass f�r Internet-PC 
keine zus�tzlichen Rundfunkgeb�hren gezahlt werden m�ssen und somit nicht jeder Besitzer eines 
Computers unter Generalverdacht steht, mit seinem PC Rundfunk zu konsumieren. Das sei sogar eher 
un�blich � gerade bei beruflich genutzten Computern.

F�r mich ist das ein erster Schritt in die richtige Richtung. Die Geb�hrenpflicht von PC und 
�neuartigen Rundfunkempfangsger�ten� muss zur�ckgenommen werden. Dar�ber hinaus muss unser 
v�llig veraltetes Geb�hrensystem insgesamt reformiert werden, und zwar schleunigst. Ich pl�diere f�r 
die Einf�hrung einer allgemeinen Medienabgabe, die von jedem erwachsenen B�rger mit 
steuerpflichtigen Einkommen getragen wird. Details dazu gibt es auf meiner Homepage. Was halten 
Sie von dem Modell?

Ihr
Hans-Joachim Otto

Kategorien: Hans-Joachim Otto � Innen und Recht � Innovation, Gesellschaftspolitik und Kultur
Mit Tag(s) versehen: �ffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, Geb�hrensystem, GEZ, GEZ-
Geb�hren, Internet, neuartige Rundfunkempfangsger�te, Rundfunkfreiheit

2 Antworten bis hierher �

RexCramer // 28. November 2008 um 10:06 pm

Lieber Hans-Joachim Otto,

Ihre Seite ist nicht erreichbar, so da� die Details nicht ersichtlich sind, aber den wesentlichen 
Punkt hatten Sie ja genannt: eine allgemeine Medienabgabe, die von jedem erwachsenen 
B�rger mit steuerpflichtigem Einkommen zu entrichten sei. Was davon zu halten ist? 
�berhaupt nichts: Es w�re wiederum Zwang, nur in anderer Form!

Es gibt nur einen akzeptablen Weg: Aufhebung der Zwangsgeb�hren. Es gibt kein haltbares 
Argument, die diese rechtfertigen k�nnte. Dementsprechend k�nnten die �ffentlich-rechtlichen 
Sender ihr Angebot verschl�sseln und wie Premiere den Zugang verkaufen oder im Internet 
nur per Benutzernamen und Kennwort zug�nglich machen; technologisch gar kein Problem. 
Das w�rde die �R dem Wettbewerb aussetzen und k�nnte ungeahnte Effizienzreserven 
freisetzen: Man m��te sich genau �berlegen, ob man bspw. J. B. Kerner extra aus China 
einfliegen l��t, nur um ein v�llig belangloses Freundschaftsspiel zwischen Deutschlands und 
Belgiens B-Elf zu kommentieren; das w�rde verhindern, da� das Geld der B�rger mit vollen 
H�nden ausgegeben wird, wogegen sie sich jetzt nicht wehren k�nnen.

F�r die Freiheit einzutreten, sollte f�r die FDP eine Selbstverst�ndlichkeit sein. Politiker, die 
sich f�r Erziehungsberechtigte des Volkes halten, gibt es in den anderen Parteien schon genug.

MfG

� Beck lässt sich feiern - Ist GEZahlt. « Conrad Buchholz // 2. M�rz 2009 um 6:24 pm

[...] GEZ-Geb�hr f�r PC der liberale Bundestagsabgeordnete Hans-Joachim [...]





http://www.20min.ch/wissen/gesundheit/story/18200819
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Celtura

Novartis-Schweinegrippe-Impfung im Oktober
Der Basler Pharmakonzern Novartis will die ersten Dosen seines 
Schweinegrippe-Impfstoffes Celtura im Oktober ausliefern. 
Mehrere Staaten, auch die Schweiz, haben den Impfstoff geordert.
Interaktiv-Box

Dossier: Schweinegrippe

Dies sagt Andrin Oswald, Leiter der Division Impfstoffe und Diagnostik, in einem Interview in der 
«Basler Zeitung» vom Samstag. 
Novartis produziert die Impfviren teils traditionell mit Hühnereiern, teils mit einem neuartigen 
Verfahren mit Hilfe von Hundezellen, wie dem Interview weiter zu entnehmen ist. Ähnlich geht 
Konkurrent Baxter vor.

Entsprechend heikel sei die Produktion. Die Investitionen sind laut Oswald hoch, so dass die Profite 
mit dem Schweinegrippe- Impfstoff - trotz eindrücklicher Verträge mit Regierungen - «eher 
bescheiden» blieben, sofern keine Pandemie ausbricht. Das Schweizer Bundesamt für Gesundheit 
gehört zu den Bestellern, aber auch die USA.

Neben Novartis arbeiten auch Sanofi-Pasteur, GlaxoSmithKline und Baxter an Impfstoffen gegen das 
H1N1-Virus. Novartis' Studien zum H1N1-Impfstoff sollen noch bis Sommer 2010 laufen; 
ausgeliefert wird aber schon vor deren Abschluss. Experten erwarten, dass Impfstoffe ab Herbst 2009 
auf den Markt kommen. 



http://www.rheintaler.ch/aktuell/wirtschaft/wirtschaft/Novartis-Impfstoff-wird-im-Oktober-
geliefert;art623,1373431

Wirtschaft: 29. August 2009, 12:11

Novartis: Impfstoff wird im Oktober geliefert

BASEL. Novartis will die ersten Dosen seines Schweinegrippe-Impfstoffes 
Celtura im Oktober ausliefern. Dies sagt Andrin Oswald, Leiter der Division 
Impfstoffe und Diagnostik, in einem Interview in der "Basler Zeitung".

Novartis produziert die Impfviren teils traditionell mit Hühnereiern, teils mit einem neuartigen 
Verfahren mit Hilfe von Hundezellen, wie dem Interview weiter zu entnehmen ist. Ähnlich geht 
Konkurrent Baxter vor.

Entsprechend heikel sei die Produktion. Die Investitionen sind laut Oswald hoch, so dass die Profite 
mit dem Schweinegrippe-Impfstoff - trotz eindrücklicher Verträge mit Regierungen - "eher 
bescheiden" blieben, sofern keine Pandemie ausbricht. Das Schweizer Bundesamt für Gesundheit 
gehört zu den Bestellern, aber auch die USA. 

Neben Novartis arbeiten auch Sanofi-Pasteur, GlaxoSmithKline und Baxter an Impfstoffen gegen das 
H1N1-Virus. Novartis' Studien zum H1N1-Impfstoff sollen noch bis Sommer 2010 laufen; 
ausgeliefert wird aber schon vor deren Abschluss. Experten erwarten, dass Impfstoffe ab Herbst 2009 
auf den Markt kommen. (sda)
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Unsere neue Web-Adresse!
28. Januar 2010 � 15:24

Unsere Ver�ffentlichungen werden ab sofort unter folgender Web-Adresse erscheinen:

http://grundrechteforum.de

F�r Kommentare benutzt bitte die neue Web-Adresse.
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Abgabenordnung seit 1977 ungültig wegen Verletzung 
des Zitiergebotes
3. Februar 2010 � 15:28

Nicht nur das Umsatzsteuergesetz ist seit dem 01.01.2002 ein ung�ltiges Gesetz, dass wenn auch im 
Bundesgesetzblatt ver�ffentlich, nur ein �stummes� Gesetz ist, da es die zwingenden grundgesetzlich 
im Artikel 19 Abs. 1 GG dem Gesetzgeber vorgeschriebenen G�ltigkeitsvoraussetzungen nicht erf�llt. 
Obwohl es ein grundrechteeinschr�nkendes Gesetz ist, die �� 26c und 27b UStG schr�nken die 
Grundrechte Freiheit der Person und Unverletzlichkeit der Person sowie die Unverletzlichkeit der 
Wohnung ein, wird die den Gesetzgeber zwingende G�ltigkeitsvorschrift gem�� Artikel Abs. 1 Satz 2 
GG �Au�erdem muss das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen� nicht vollzogen.

Inzwischen hat sich Abgabenordnung 1977 als ebenfalls ung�ltiges Gesetz herausgestellt, es mangelt 
auch diesem Gesetz an der zwingend durch den Gesetzgeber h�tte umgesetzt werden m�ssenden 
Zitierpflicht gem�� Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG.

Betrachtet der interessierte Laie die AO 1977, f�llt ihm sicherlich der � 413 AO ins Auge, denn der 
steht unter der �berschrift �Einschr�nkung von Grundrechten� und damit sollte doch das Gesetz den 
G�ltigkeitsvorschriften des Artikels 19 Abs. 1 GG vollst�ndig gen�gen. Tut es aber nicht, denn nach 
den Buchstaben des Grundgesetzes ist dem einfachen Gesetzgeber hinsichtlich des sog. Zitiergebotes 
gem�� Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG keinerlei Ermessen einger�umt worden. Schr�nkt ein Gesetz ein 
Grundrecht ein, muss es dieses unter Angabe des Artikels im Gesetz nennen.

Verletzt ein Gesetz das zwingende Zitiergebot gem�� Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG, ist es automatisch 
ung�ltig, es ist nicht nur verfassungswidrig, sondern vom Tage seiner Verk�ndung an nichtig. Alle auf 
diesem Gesetz basierenden Verwaltungsakte der vollziehende Gewalt sowie alle auf diesem Gesetz 
basierenden Gerichtsentscheidungen sind nichtig. Die Nichtigkeit eines solches Gesetzes kann und 
darf das BverfG nur noch deklaratorisch feststellen.



Ein vertiefender Blick in die Abgabenordnung 1977 zeigt, wie ausnahmslos dieses Gesetz in die 
Grundrechte eingreifen l�sst, die Grundrechte also einschr�nkt und nicht nur die Freiheit und 
Unverletzlichkeit der Person gem�� Artikel 2 Abs. 2 GG, sondern auch das Post- und 
Fernmeldegeheimnis gem�� Artikel 10 und die Unverletzlichkeit der Wohnung gem�� Artikel 13 GG 
und selbstverst�ndlich auch laut Abschnitt 6 der AO 1977 das im Artikel 14 GG garantierte Recht auf 
Eigentum.

W�hrend im � 413 AO ( Einschr�nkung von Grundrechten ) die Artikel 2.2 GG, 10 GG und 13 GG 
genannt werden, herrscht mit Blick auf das Recht auf Eigentum gem�� Artikel 14 Abs. 1 GG -
Fehlanzeige-.

Der Verfassunggeber hat und das steht in den Protokollen des parlamentarischen Rates von 1948 / 49 
klar und unmissverst�ndlich geschrieben, dieses sog. Zitiergebot gem�� Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG 
mit keinerlei Einschr�nkungen versehen, also es gibt keine einzige Ausnahme von dieser 
G�ltigkeitsvorschrift abzuwichen, es sei denn, dass das Gesetz keine Grundrechteeinschr�nkung 
gestattet.

Das Bundesverfassungsgericht hat erstmalig 1953 sich zum Zitiergebot ge�u�ert und dazu in seiner 
Entscheidung BVerfGE 2, 121ff vom 10.02.1953 -1 BvR 787/52 wie folgt ausgef�hrt:

�Allerdings ist in � 81 StPO das Grundrecht der pers�nlichen Freiheit � Art. 2 GG � nicht 
ausdr�cklich bezeichnet, w�hrend nach Art. 19 Abs. 1 Satz 2 ein Grundrecht, wenn es durch Gesetz 
eingeschr�nkt wird, unter Angabe des Artikels genannt werden muss. Dieses formelle Erfordernis des 
Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG, auf das sich die Beschwerdef�hrerin beruft, hat jedoch nach Sinn und 
Zweck der Bestimmung nur f�r die k�nftige Gesetzgebung Geltung (vgl. hierzu Bonner Kommentar 
zum GG, 1950, Anm. II 1 f � zu Art. 19).�

Selbst hat sich das BverfG in seiner Entscheidung BverfG 1,14ff unter Rdn. 74 zum Ermessen des 
einfachen Gesetzgebers wie folgt bis heute den Gesetzgeber zwingend gem�� � 31 Abs. 1 BverfGG 
bindend, ge�u�ert:

Das Bundesverfassungsgericht hat nur die Rechtm��igkeit einer angegriffenen Norm, nicht auch ihre 
Zweckm��igkeit nachzupr�fen. Insbesondere ist es nicht befugt, dar�ber zu entscheiden, ob der 
Gesetzgeber von dem ihm einger�umten Ermessen den �richtigen� Gebrauch gemacht hat. Wie weit 
das freie Ermessen des Gesetzgebers reicht, ist aber eine Rechtsfrage und unterliegt deshalb der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, wenn das Grundgesetz die Grenzen des Ermessens 
gezogen hat.

Sollte der einfache Gesetzgeber oder die vollziehende Gewalt in Gestalt der Finanzverwal-tung oder 
die Gerichte auf die Idee kommen, das Eigentum durch den Begriff �Verm�gen� ersetzen zu wollen, 
um auf diese Weise der Zitierpflicht gem�� Artikel 19 I 2 GG entkommen zu k�nnen, steht z.B. im 
Kommentar �Tr�ndle�:

�Verm�gen ist grds. die Gesamtheit aller geldwerten G�ter einer nat�rlichen oder ju-ristischen Person, 
abz�glich der Verbindlichkeiten (� 263 Rn.55). Beispielhaft aufgef�hrt sind: Eigentum, Besitz, 
dingliche Rechte, Forderungen�.�

Fazit:

Auch die Abgabenordnung 1977 ist seit ihrem Inkrafttreten zum 01.01.1977 wegen ihrer Ung�ltigkeit 
aufgrund der ungen�gend erf�llten zwingenden Zitierpflicht gem�� Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG 
nichtig.

Auch das Bundesverfassungsgericht ist als Verfassungsorgan an das Grundgesetz und seine 
Buchstaben zwingend gebunden. Das BverfG hat keine gesetzgeberischen Kompetenzen und kann 



und darf sich diese auch nicht anma�en. Somit sind alle Entscheidungen des BverfG 
zur Einschr�nkbarkeit des Artikels 19 Abs. 1 Satz 2 GG, dem sog. Zitiergebot, auf nur bestimmte 
Grundrechte verfassungswidrig und somit ebenfalls nichtig.
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Annahmeverfahren zum Bundesverfassungsgericht 
ist verfassungwidrig
1. Februar 2010 � 16:46

Die sog. Annahmekammern beim Bundesverfassungsgericht leiten ihre Entscheidungskompetenz aus 
Artikel 94 Abs. 2 GG i.V.m. � 93b BVerfGG i.V.m. � 93a BVerfGG ab. Da diese Vorschriften mit 
dem absoluten Freiheitsgrundrecht gem�� Art. 19 Abs. 4 GG
(Rechtsweggarantie/Justizgew�hrleistungsanspruch) kollidieren, ist das Annahmeverfahren insgesamt 
verfassungswidrig und daher nichtig.

Art 19 . 4 GG bestimmt als Rechtsweg den Gang vor die ordentlichen Gerichte. Dort hei�t es 
n�mlich:

Wird jemand durch die �ffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg 
offen. Soweit eine andere Zust�ndigkeit nicht begr�ndet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

Gem�� Artikel 93 Abs. 1 Ziff. 4a GG i.V.m. � 90 Abs. 1 BVerfGG kann jedermann mit der 
Behauptung, durch die �ffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte (�) verletzt zu sein, die 
Verfassungsbeschwerde zum BverfG erheben.

Artikel 93 Abs. 1 Ziff. 4a GG lautet:

Das Bundesverfassungsgericht entscheidet: �ber Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der 
Behauptung erhoben werden k�nnen, durch die �ffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte oder 
in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, 33, 38, 101, 103 und 104 GG enthaltenen Rechte verletzt zu sein;

� 90 Abs. 1 BverfGG lautet:

Jedermann kann mit der Behauptung, durch die �ffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte oder 
in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, Artikel 33, 38, 101, 103 und 104 des Grundgesetzes enthaltenen 
Rechte verletzt zu sein, die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht erheben.

Zur weiteren Begr�ndung soll auf den 7. Leitsatz der �S�dweststaat-Entscheidung� � BVerfGE 1,14 �
hingewiesen werden, der da lautet:

�Das Bundesverfassungsgericht muss, wenn eine Rechtsvorschrift mit dem Grundgesetz nicht 
unvereinbar ist, ihre G�ltigkeit positiv feststellen, soweit dies ang�ngig ist. Das ist immer der Fall, 
wenn es sich um Bundesrecht handelt.�

Da dieser Leitsatz des BverfG gem�� � 31 Abs.1 BVerfGG alle Verfassungsorgane des Bundes und 
der L�nder sowie alle Beh�rden und Gerichte bindet, somit auch den Bundesgesetzgeber, war dieser 
gehindert, die einfachgesetzlichen Vorschriften der �� 93a bis 93d BverfGG so zu fassen, dass eine 
Missachtung und / oder Verletzung des 7. Leitsatzes auszuschlie�en war. Das ist erkennbar nicht 
geschehen. Da die negativen Entscheidungen der Annahmekammern nicht begr�ndet zu werden 
brauchen, unterlaufen sie das Gebot ( Das Bundesverfassungsgericht muss� ) aus dem 7. Leitsatz



� die G�ltigkeit einer Rechtsvorschrift, die mit dem Grundgesetz nicht unvereinbar ist, positiv 
festzustellen, was beim Bundesrecht immer der Fall zu sein hat.

Daraus ergibt sich, dass die das Annahmeverfahren regelnden einfachgesetzlichen Vorschriften der �� 
93a bis 93d BverfGG nichtig sind. Im �brigen kollidiert die Vorschrift des Artikels 94 Abs. 2 GG, die 
da lautet:

Es kann f�r Verfassungsbeschwerden die vorherige Ersch�pfung des Rechtsweges zur Voraussetzung 
machen und ein besonderes Annahmeverfahren vorsehen.

mit dem uneinschr�nkbaren Freiheitsgrundrecht gem�� Artikel 19 Abs. 4 GG, dem sog. 
Justizgew�hrleistungsanspruch. Das BverfG hat selbst wie folgt rechtss�tzlich und somit sich selbst 
bindend entschieden:

�Das Verfahrensgrundrecht des Art. 19 Abs. 4 GG garantiert nicht nur das formelle Recht und die 
theoretische M�glichkeit, die Gerichte anzurufen, sondern auch die Effektivit�t des Rechtsschutzes; 
der B�rger hat einen substantiellen Anspruch auf eine wirksame Kontrolle (BVerfGE 35, 263 [274]; 
35, 382 [401]; 40, 272 [275]; 41, 23 [26]; 41, 323 [326]; 42, 128 [130]; 46, 166 [178]). Art. 19 Abs. 4 
GG gew�hrleistet die vollst�ndige Nachpr�fung des Aktes der �ffentlichen Gewalt in tats�chlicher 
und rechtlicher Hinsicht durch den Richter (BVerfGE 18, 203 [212]; 35, 263 [274]). Nur ein Gesetz, 
das eine solche umfassende Pr�fung zul�sst, gen�gt diesem Verfahrensgrundrecht (BVerfGE 21, 191 
[195]).�

Es kann und darf daher nicht sein, dass mit Blick auf die besondere Stellung der Grundrechte als 
Abwehrrechte des B�rgers gegen den Staat und seine Institutionen ( 1. Leitsatz der �L�th-
Entscheidung� des BverfG � 1 BvR 400/51 � vom 15.01.1958 ) es dem einfachen Gesetzgeber als 
gem�� Artikel 1.3 GG ausdr�cklich an die Grundrechte als unmittelbar geltendes Recht Gebundener 
einfachgesetzlich gestattet ist, ein einfachgesetzlich normiertes Annahmeverfahren f�r 
Verfassungsbeschwerden des einzelnen Grundrechtstr�gers, die sich grunds�tzlich gegen Akte der 
�ffentlichen Gewalt richten, gegen das nicht einschr�nkbare Freiheitsgrundrecht gem�� Artikel 19.4 
GG zu konstituieren.

Sogar der Verfassungsgesetzgeber hat durch die Erg�nzung des Artikels 94 Abs. 2 GG gegen das am 
23.05.1949 in Kraft getretene absolute Freiheitsgrundrecht gem�� Artikel 19 Abs. 4 GG versto�en, 
indem es das das absolute Freiheitsgrundrecht einschr�nkende Annahmeverfahren der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vorgeschaltet hat. Diese Kollision kann keinen Bestand haben. Der 
h�herrangigen Rechtsnorm des Artikels 19 Abs. 4 GG als absolutes Freiheitsgrundrecht muss der 
Vorrang einger�umt werden. Das hei�t, dass die Vorschrift des Art. 94 Abs. 2 GG vom 
Bundesverfassungsgericht deklaratorisch f�r verfassungswidrig erkl�rt zu werden hat. Gleiches gilt 
f�r die Vorschriften der �� 93a bis 93d BverfGG.

Kommentar Sachs 1996 zu Artikel 94 Abs. 2 GG Annahmeverfahren

�Das Annahmeverfahren, seit 1956 bereits durch �� 93a ff. BVerfGG eingef�hrt, wurde im GG erst 
1969 in der Erm�chtigung des Art 94 II 2 ausdr�cklich vorgesehen.�
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Der Unruhestifter
31. Januar 2010 � 10:55
Es gibt Formeln, die man gern zur Beschwichtigung oder zur Tarnung der eigenen Bequemlichkeit 
benutzt. Dazu geh�rt der Satz: "Alleine kann man doch ohnehin nichts bewirken". So hei�t es also: 
"Was soll man machen?", die Welt sei halt schlecht, "das war schon immer so, und das wird auch so 
bleiben". Es sind S�tze der Gleichg�ltigkeit, S�tze der Tr�gheit, der Apathie, der Resignation, 
manchmal auch der Feigheit. In uns allen stecken solche S�tze: "Was soll man machen? Da kann man 
gar nichts machen." Und: "Nach uns die Sintflut". 

Eine Demokratie kann man aber mit solchen S�tzen nicht bauen. Einen guten Rechtsstaat auch nicht. 
Und die Menschenrechte bleiben, wenn man solchen S�tzen nachgibt, papierene Rechte. 

In den Flugbl�ttern der Wei�en Rose hei�t es: "Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, den ihr 
um euer Herz gelegt habt". Und: "Wenn jeder wartet, bis der andere anfängt, wird keiner 
anfangen!" 

Auszug aus dem gleichnamigen Beitrag von Heribert Prantl in der Februar-Ausgabe 2010 der 
Zeitschrift "Blätter für deutsche und internationale Politik" � einer Insel im Meer der Unvernunft 
zur Verleihung des Herman-Kesten-Preises des PEN-Zentrums Deutschland am 11. November 2009. 
http://blaetter.de
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